
   

 

 

  

 
 

Positionspapier zur Einführung von manipulationssicheren elektronischen Kassen-

systemen 

Bund und Bundesländer planen, gegen Steuerbetrug durch Manipulationen von elektroni-

schen Kassensystemen vorzugehen. Diesem Vorhaben stehen wir grundsätzlich positiv ge-

genüber. Umsatzverkürzungen mittels manipulierter Kassensysteme und daraus resultieren-

de Steuerhinterziehungen schädigen den allgemeinen Staatshaushalt zu Lasten der Steuer-

ehrlichen und führen darüber hinaus zu Wettbewerbsverzerrungen. Allerdings dürfen die 

Pläne nicht dazu führen, dass die Unternehmen bestimmter Branchen unter Generalverdacht 

gestellt werden. Zudem müssen die Anforderungen dem Gebot des Verhältnismäßigkeits-

grundsatzes genügen. 

 

Bedeutender finanzieller Umsetzungsaufwand bei den Unternehmen 

Die Umstellung auf manipulationssichere Registrierkassen ist für die Unternehmen mit nicht 

unerheblichen Kosten verbunden. Die Unterzeichner haben Anfang des letzten Jahres dem 

BMF die geschätzten Bürokratiekosten mitgeteilt. Die Bundesregierung beziffert unter Be-

rücksichtigung dieser Schätzungen die einmaligen Implementierungskosten mit 1,6 Mrd. Eu-

ro und den jährlichen Erfüllungsaufwand mit 250 Mio. Euro für die Unternehmen insgesamt.1  

 

Grundsatz der Verhältnismäßigkeit beachten 

Die geplanten Maßnahmen müssen dem Gebot der Verhältnismäßigkeit genügen. Hierbei ist 

auch zu berücksichtigen, dass die Bundesregierung den Bürokratieabbau voranbringen und 

keine zusätzlichen Belastungen entstehen lassen will. Daher sollten lediglich grundlegende 

Vorgaben hinsichtlich der technischen Sicherheitsvorrichtungen gemacht und es dem Markt 

überlassen werden, den gesetzlichen Anforderungen entsprechende Lösungen zu finden. 

Dies ermöglicht den Unternehmen, ein Verfahren zu implementieren, dass auf die individuel-

len Besonderheiten und Gegebenheiten u.a. der Unternehmensprozesse zugeschnitten ist. 

Eine Verpflichtung zur flächendeckenden Neueinführung manipulationssicherer Registrier-

kassen ohne Unterscheidung, ob und ggf. welche individuellen Maßnahmen die Unterneh-

men bereits zielführend ergriffen haben, ist abzulehnen. 

 

 

 

                                                
1
 Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Thomas Gambke, Britta Haßel-

mann, Lisa Paus, weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 27.10.2015  (BT-

Drucks. 18/6481), S. 11 



 

  2/4 

Klare und eindeutige Abgrenzung sowie Definition der anerkannten Systeme notwen-

dig 

Technische Vorgaben müssen zielgenau für die relevanten Geräte bzw. Software erfolgen. 

Keinesfalls darf der Anwendungsbereich etwaiger Vorgaben so weit gefasst sein, dass auch 

IT-Systeme außerhalb der Aufzeichnung von Bargeldgeschäften erfasst wären.  

 

Ausnahmen und Erleichterungen hinsichtlich des Einsatzes eines technischen Mani-

pulationsschutzes geboten 

Wie auch in anderen Staaten (z.B. Schweden) sollten für Unternehmen, die auf andere Wei-

se als den Einsatz eines technischen Manipulationsschutzes nachweisen können, dass die 

Kassenbuchführung sowohl formell als auch materiell ordnungsgemäß ist, Ausnahmen zu-

lässig sein. Dies könnte durch Erteilung einer besonderen Erlaubnis des Finanzamtes ge-

schehen, z.B. wenn Firmeninhaber aufgrund der Unternehmensgröße und der Arbeitsteilung 

sowie eines IT-Systems keine unkontrollierten Zugriffsmöglichkeiten auf das Kassensystem 

und keinen Einfluss auf die Buchhaltung hat und somit eine steuerhinterziehungsgetriebene 

Erlösverkürzung strukturell nicht vorkommen kann. Dies gilt auch, wenn Unternehmen ein 

besonderes Eigeninteresse für ein sicheres System haben, daher bereits umfassende Kon-

troll- und Sicherungssysteme vorliegen und vorhandene Kassensysteme durch eine unab-

hängige Zertifizierungsstelle (z.B. TÜV), beispielsweise veranlasst durch den Kassenherstel-

ler, geprüft und als sicher qualifiziert wurden. Eine ähnliche Qualifikation könnte durch das 

Testat eines Wirtschaftsprüfers vorgenommen werden. Entsprechendes muss geltend, wenn 

gleichartige Kassensysteme in großer Zahl in einem Unternehmen im Einsatz sind und zu 

einem geschlossenen System gehören, wie es etwa die neuen Regelungen in Österreich 

vorsehen. Nicht betrugsanfällige Unternehmen mit weiteren Manipulationsschutzauflagen zu 

belegen, wäre fiskalisch unergiebig und somit schwer zu rechtfertigen.  

 

Übergangsfristen notwendig 

Kasseninvestitionen, die im Vertrauen auf die derzeitige Rechtslage getätigt wurden, 

müssen geschützt werden. In vielen Fällen wird voraussichtlich eine Nachrüstung nicht 

möglich sein und ein Neukauf erforderlich werden. Dies wäre jedenfalls in Bezug auf die IN-

SIKA-Technologie der Fall. Es gibt Einfachkassen, die zwar den derzeitigen steuerrechtli-

chen Anforderungen inklusive Einzeldatenaufzeichnung genügen, die aber gleichwohl nicht 

auf INSIKA oder vergleichbare Sicherheitssysteme aufgerüstet werden könnten, weil dies 

technisch nicht möglich ist oder vom Hersteller schlicht nicht angeboten wird.  

 

Es sollte daher einen Übergangszeitraum geben, in dem vorhandene Kassen weiterbenutzt 

werden dürfen. Der Übergangszeitraum sollte ausreichend sein, um auch diejenigen Un-

ternehmen nicht über Gebühr zu belasten, die erst kurz vor Inkrafttreten neuer Manipulati-

onsschutzvorgaben eine Kasse gekauft haben. Die Länge des Übergangszeitraums sollte 

sich an der in der AfA-Tabelle der Finanzverwaltung für allgemein verwendbare Anlagegüter 

ausgewiesenen Nutzungsdauer von 6 Jahren orientieren. 
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Es ist zu prüfen, ob Unternehmen zur Kompensation des Mehraufwands ein finanzieller 

Ausgleich in den Fällen gewährt werden kann, wenn diese sich vor Ablauf des Über-

gangszeitraums freiwillig für eine Neuinvestition entscheiden und hierdurch vorfristig bisher 

konforme Kassensysteme ersetzen. Dadurch würde auch ein Anreiz gesetzt, bereits vor Ab-

lauf der Übergangsfrist in eine neue oder nachgerüstete Kasse zu investieren. 

 

Verlängerung Nichtbeanstandungszeitraum der sog. Kassenrichtlinie 2010 

Wir gehen davon aus, dass zahlreiche Unternehmen von der Nichtbeanstandungsregelung 

der sog. Kassenrichtlinie 2010 (BMF-Schreiben vom 26.11.2010) Gebrauch machen und 

noch alte Kassen verwenden, die sie bis zum 31.12.2016 durch Neuanschaffungen ersetzen 

müssen. Diese Unternehmen wären durch eine kurzfristig in Kraft tretende Neuregelung von 

Kassenanforderungen besonders belastend betroffen.  

 

Nach der Kassenrichtlinie 2010 müssen elektronische Kassen u.a. sämtliche Einzeldaten 

mindestens 10 Jahre speichern können. Alt-Kassen, die nicht diesen Anforderungen genüg-

ten und nicht durch Speicherweiterungen und Softwareupdate aufrüstbar sind, dürfen bis 

Ende 2016 weiterbenutzt werden. Vor allem eher kleine Unternehmen, die keine betriebli-

chen Gründe für Ersatzinvestitionen in die Kasse haben, nutzen die Nichtbeanstandungsre-

gelung und werden erst im Jahr 2016 in regelkonforme Registrierkassen investieren.  

 

Sollte es zu einem Gesetzgebungsverfahren im Jahre 2016 kommen, wäre es überdies drin-

gend erforderlich, die genannte Nichtbeanstandungsregelung aus der Kassenrichtlinie 

2010 zu verlängern. Dadurch würden Unternehmer nicht in Kasseninvestitionen gezwun-

gen, bei denen klar ist, dass sie alsbald nicht mehr dem gesetzlichen Standard entsprechen 

werden. Vielmehr sollten sie warten können, bis Registrierkassen am Markt verfügbar sind, 

die den neuen Vorgaben zur Manipulationssicherheit entsprechen. Dadurch würden wirt-

schaftlich unsinnige Investitionen vermieden und dem Fiskalinteresse entsprochen, dass 

Unternehmen schnell Kassen mit Manipulationsschutzsystemen erwerben. 

 

Rechtssicherheit für die Unternehmen 

Manipulationssicheren Kassensystemen sollte ein nur unter erschwerten Voraussetzungen 

erschütterbarer Anscheinsbeweis für eine formelle ordnungsgemäße Kassenführung 

zukommen. Der BFH hat in seinem Urteil vom 25.3.2015 X R 20/13 (BStBl. II 2015, 743) 

festgestellt, dass aus seiner Sicht eine erwiesene Manipulationssicherheit eines Kassensys-

tems formelle Mängel in der Kassenführung – wie z.B. die in dem Urteilsfall nicht aufbewahr-

ten lückenlosen Programmierungsprotokolle sowie Anweisungen zur Kassenprogrammie-

rung – in ihrer Gewichtigkeit zurücktreten lassen können. Dies zeigt, dass der Manipulations-

sicherheit von Kassen für das Vorliegen einer formell ordnungsgemäßen Kassenführung 

eine hohe Gewichtung beigemessen werden sollte. 
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Sanktionen und Haftungsvorschriften wichtig 

Wichtig ist, dass spürbare Sanktionen und Haftungsvorschriften für Kassen- sowie Soft-

warehersteller eingeführt werden, die Manipulationen von Kassensystemen (z.B. durch ent-

sprechendes Inverkehrbringen) ermöglichen.  

 

Gefahr der Rufschädigung 

Problematisch sind aus unserer Sicht, Überlegungen der Finanzverwaltung, die Prüfung der 

Legitimität von Kassenbons auf private Bürger auszulagern. Die im INSIKA-Verfahren vorge-

sehenen QR-Codes auf den Kassenbons sollen durch jedermann eingescannt werden kön-

nen und per Server-Abgleich prüfbar sein. Da Fehlinterpretationen des Prüfungsergebnisses 

nicht ausgeschlossen sind, sehen wir die Gefahr, dass Unternehmer durch private Bürger 

ggf. öffentlich zu Unrecht der Steuerhinterziehung bezichtigt werden.  

 

Kassennachschau mit Augenmaß 

Das Maßnahmenpaket sieht als weiteres Instrument eine unangekündigte Kassennachschau 

vor. Da diese in der Regel während der Geschäftszeiten in den Verkaufsräumen stattfinden, 

ist sie im Hinblick auf den Kundenverkehr und einen möglichen Imageschaden mit Augen-

maß durchzuführen. Insbesondere sollten alle technischen und tatsächlichen Möglichkeiten 

ausgenutzt werden, die eine Prüfungshandlung in den Geschäftsräumen zumindest verkür-

zen. Eine unangekündigte Kassennachschau sollte grundsätzlich erst nach einer geeigneten 

Risikoanalyse stattfinden. 

 

Keine belastbare Ermittlung des Steuerschadens durch den Einsatz manipulierter 

Kassensysteme möglich 

Die Größenordnung des durch den Einsatz von manipulierten Kassensystemen verursachten 

Schadens kann nicht sicher beziffert werden. Die vom Finanzministerium Nordrhein-

Westfalen vorgenommene Berechnung von Steuerausfällen in Höhe von 5 – 10 Milliarden 

halten wir für nicht ausreichend belastbar, da die Annahmen zum Teil auf Verhältnisse der 

kanadischen Provinz Québec aufsetzen. Bei den Bundesländern besteht kein einheitliches 

Bild dahingehend, wie sich das Ausmaß und die Gestaltung des Betrugs mit manipulierten 

Kassen darstellen.2 Die Länderfinanzministerien konnten keine belastbaren Aussagen zur 

Häufigkeit treffen und nicht eindeutig feststellen, ob bei Unregelmäßigkeiten der Kassen-

aufzeichnungen diese durch schuldhaftes Verhalten, durch falsche Programmierung oder 

durch falsche Einweisung des Personals entstanden waren.3 Auch vor diesem Hintergrund 

sind überhöhte Anforderungen an die Unternehmen unter Verhältnismäßigkeitsgesichtspunk-

ten abzulehnen. 
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